


Kathalena Essers ist Mobile Beraterin im Regierungsbezirk Münster.
Ali Şirin (AS) ist Diplom‑Sozialwissenschaftler, lebt und arbeitet im Ruhrgebiet und ist ehrenamtlich 
aktiv im Bündnis Tag der Solidarität – Kein Schlussstrich Dortmund. Das Bündnis erinnert an Mehmet 
Kubaşık, der vom Nationalsozialistischen Untergrund (NSU) am 4. April 2006 in Dortmund ermordet 
wurde.

Auf (post)migrantische Zivilgesellschaft 
zugehen. Interview mit Ali Şirin.

Interview: Kathalena Essers 
 

http://bit.ly/mbrnrw15
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Ein weiterer Grund, warum BIPoCs 
sich nicht für diese Stellen bewerben, 
könnte auch darin liegen, dass wir uns 
ja auch im Alltag mit diesen Themen 
auseinandersetzen müssen, man kann 
nicht sagen: „Jetzt habe ich genug 
über Rassismus diskutiert, jetzt schlie‑
ße ich ab und will etwas anderes ma‑
chen“. Manchmal wollen sie sich nicht 
auch noch auf der Arbeit mit diesem 
Thema auseinandersetzen müssen. 
Dass man sich mit so einer Arbeit an‑
greifbar macht, könnte auch ein Grund 
sein, warum BiPocs sich nicht auf 
diese Stellen bewerben. Es gibt nicht 
wenige in antirassistischen Struktu‑
ren, die wegen dieser Angreifbarkeit 
anonym bleiben wollen. Ich stehe mit 
meinem Namen in der Öffentlichkeit, 
wenn es um den Kampf gegen Rassis‑
mus und Rechtsextremismus geht, 
auch aus Solidarität den Betroffenen 
gegenüber, die dies auch tun. Aber es 
gibt auch die Befürchtung, dass selbst 
in diesen aufgeklärten Strukturen 
Rassismus reproduziert werden kann, 
und nicht wenige haben diese bittere 
Erfahrung machen müssen. Die sind 
dann desillusioniert und sagen: „Wenn 
ich zu diesen Themen arbeite, dann 
nur in wirklich diversen Teams oder in 
selbst geschaffenen Strukturen, also 
in Safe Spaces.“ Deswegen sind viele 
eher ehrenamtlich aktiv als in haupt‑
amtlichen Strukturen.
Außerdem könnte man die Stellen‑
ausschreibungen anders formulieren. 
Wenn ich Stellenausschreibungen 
lese, denke ich häufig: „Ne dafür bin 

MBR: Hallo Ali, schön, dass Du da 
bist. Wir schließen mit dem Inter-
view an ein Podiumsgespräch an, 
das wir vor zwei Jahren mit den 
Herausgeber*innen von „Damit 
wir atmen können“ geführt haben. 
Einer der Teilnehmenden hatte an-
gemerkt, dass die Ansprechbarkeit 
von Mobiler Beratung aus seiner 
Sicht eine Zugangshürde für Men-
schen hat, die von Rassismus 
betroffen sind: Das Spannungsfeld 
zwischen staatlicher Finanzierung 
der Mobilen Beratung auf der einen 
und staatlicher Reproduktion von 
Rassismus auf der anderen Seite. 
Auch der Name Mobile Beratung 
gegen Rechtsextremismus (MBR) 
erschien ihm voraussetzungsvoll, 
weil daraus nicht direkt deutlich 
wird, welcher Tätigkeit die MBR 
nachgeht. Wir fragen uns, ob du 
das genauso siehst?

AS: Hier kann sich die MBR Fragen sel‑
ber stellen: Wofür steht die MBR und 
ist den Menschen klar, was dahinter‑
steht, wen sie erreichen möchte, wem 
sie helfen möchte? Wie divers ist das 
Team der verschiedenen MBR‑Stellen 
hier in NRW aufgestellt? In welchen 
Sprachen sind Informationen zur MBR 
verfasst? Man kann auch selbstkritisch 
hinterfragen, wie viele Menschen mit, 
ich sag mal Zuwanderungsgeschichte 
haben wir erreicht? Wer nimmt an 
unseren Seminaren, Workshops teil? 
Warum erreichen wir Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte nicht? 
Auch auf die Unabhängigkeit der Mit‑
arbeitenden zu schauen ist wichtig: 
Die MBR greift das Thema Rechtsext‑
remismus auf, das bleibt leider nach 
wie vor aktuell. Aber eine gewisse 
Partei hat sich etabliert und da ist ja 
die Frage wie die Zukunft der Mo-
bilen Beratung aussieht, wenn die 
irgendwann in einem Bundesland die 
Landesregierung stellen.

MBR: Meinst du mit „Unabhängig-
keit“ die Unabhängigkeit von den 
Mittelgebenden?

AS: Ich meine die Unabhängigkeit der 
Arbeit vor Ort. Wie kritisch werden be‑

stimmte Fälle aufgegriffen und thema‑
tisiert? Manchmal werden Handlungen 
durch Beratungsnehmende gefordert, 
die Verantwortlichen in den jeweiligen 
Regierungen vielleicht nicht gefallen.

MBR: Du hast die fehlende Diver-
sität in den Teams als eine Zu-
gangshürde angesprochen. Hast 
du Ideen, was es bräuchte, damit 
so ein Arbeitsfeld wie die MBR für 
Menschen mit, du hast jetzt Zuwan-
derungsgeschichte gesagt, attrak-
tiver wird oder damit MBR ein Ort 
ist, an dem Menschen arbeiten 
wollen, die Rassismuserfahrungen 
machen?

AS: Eine gute Frage. Die Frage ist ja 
auch interessant, um mal herauszu‑
finden, warum sich Menschen mit 
unterschiedlicher Herkunft nicht für 
eine Stelle bei der Mobilen Beratung 
bewerben. Vielleicht liegt es auch 
daran, dass man sich zu sehr auf den 
Rechtsextremismus in unserem Land 
konzentriert. Die Perspektive der Be‑
troffenen rechter, rassistischer oder 
antisemitischer Gewalt ist wichtig und 
diese Menschen müssen dann eben 
auch hier mit ihren Ideen und Wün‑
schen ernst genommen werden. Da 
müsste die MBR sich selbst Gedanken 
machen, wie attraktiv sie sein könnte, 
denn die MBR erreicht ja viele Multi‑
plikatoren*innen. Ich kenne nicht den 
aktuellen Stand, wie viele von denen, 
die euer Angebot annehmen, divers 
aufgestellt sind. 

Gedenkdemo für Mehmet Kubaşık in 
Dortmund, April 2023
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warum es keinen Schlussstrich gibt, 
aber es kann keinen Schlussstrich 
geben, wenn es keine wirkliche Auf‑
klärung oder Konsequenzen gibt. Das 
sieht man allein daran, dass nach wie 
vor viele Rechte in den Sicherheitsbe‑
hörden nicht vom Dienst suspendiert 
worden sind.

MBR: Kein Schlussstrich ist ja auch 
eine Forderung vom Bündnis Tag 
der Solidarität, in dem Betroffene 
und Nicht‑Betroffene von Rassis-
mus zusammenarbeiten. Was in der 
Zusammenarbeit zwischen Betrof-
fenen und Nicht-Betroffen erlebst 
du als eine Bestärkung? Was ist 
das Wertvolle an einem Bündnis, in 
dem Betroffene und Nicht‑Betrof-
fene gemeinsam gegen Rassismus 
kämpfen?

AS: Da kann ich nur İbrahim Arslan 
zitieren, Überlebender des Möllner 
Anschlags vom 23. November 1992, 
der sagt, dass die Betroffenen die 
Hauptzeugen des Geschehenen sind, 
die Expert*innen. Deren Perspektive 
ist wichtig, weil sie sagen können, 
was es bedeutet, betroffen von 
Rassismus oder rechter Gewalt zu 
sein, und dementsprechend explizit 
ihre Forderungen stellen können. In 
Dortmund agieren wir so, dass die 
Forderungen der Familie Kubaşık um‑
gesetzt werden, weil die Familie uns 
wichtig ist. Sie fordern eine wirkliche 
Aufklärung: Warum wurde Mehmet 
Kubaşık vom NSU ausgesucht? Wer 
waren die Helfershelfer in Dortmund? 
Die NSU‑Akten sind auch weiterhin 
nicht komplett frei gegeben, vieles 
wird den Anwält*innen nicht weiter‑
gereicht. Wir versuchen, die Familie 
in ihren Forderungen weiterhin zu 
unterstützen. Wir agieren so, dass die 
Familie immer im Mittelpunkt steht 
und unser Vorgehen in Absprache mit 
ihr geschieht. Wir betonen das nicht 
deswegen, weil wir sagen wollen, 
dass wir den Kontakt zur Familie 
haben, sondern weil wir als Bündnis 
mit dem Vorwurf konfrontiert wurden, 
wir würden das Geschehene poli‑
tisch instrumentalisieren. Deswegen 
bestehen wir immer darauf, dass die 

licherweise sehr weiß gedacht ist. 
In der Debatte um eine nicht‑weiße 
Zivilgesellschaft fällt immer wie-
der der Begriff „postmigrantische 
Zivilgesellschaft“. Was bedeutet 
dieser Begriff für dich?

AS: Es gibt viele Menschen, die ja 
immer mal wieder diese traurigen, 
negativen Erfahrungen mit Rassismus 
machen und sich auch deswegen 
entschieden haben, sich selbst zu 
organisieren. Um einen eigenen Safe 
Space zu schaffen, denn selbst in 
kritischen weißen Räumen werden ge‑
wollt oder ungewollt Rassismus oder 
rassistische Stereotype reproduziert. 
Sie wollen ihren eigenen Bedürfnissen 
entsprechend handeln und fordern 
Aufklärung und Konsequenzen, bei‑
spielsweise im NSU‑Komplex oder im 
Fall anderer rechter Gewalttaten. 
Nicht wenige aktive BiPocs haben sich 
entschieden, dass sie ihre eigenen 
Strukturen aufbauen, damit sie unab‑
hängig agieren können. Das verstehe 
ich unter postmigrantischer Zivilge‑
sellschaft. Eine bekannte Struktur ist 
die Migrantifa, diese gibt es auch hier 
in NRW. Es gibt gewisse Initiativen, wo 
BiPocs ihre eigenen Räume geschaf‑
fen haben, weil nach wie vor eben 
Betroffene rechter, rassistischer oder 
antisemitischer Gewalt die Erfahrung 
machen, dass sie nicht ernst genom‑
men werden. Sie werden oft gefragt, 

ich nicht gut genug, ich kann das 
nicht erfüllen.“ Aber das ist ja vor 
allem das Amtsdeutsch. Wenn man es 
anders darstellen würde, könnte man 
vielleicht auch Menschen erreichen, 
die jetzt ehrenamtlich aktiv sind. Die 
erfüllen ja diese Anforderungen, aber 
würden das nie so formulieren. Ich 
habe ja vor kurzem den Job gewech‑
selt und dann habe ich die Ausschrei‑
bung für meine alte Stelle gesehen 
und gedacht: „Wow, all das habe ich 
geleistet!?“
Aber bei BiPoCs gibt es auch oft 
die Befürchtung, dass bei staatlich 
geförderten Projekten der Rassismus 
reproduziert bzw. nicht wirklich anti‑
rassistisch gearbeitet werden kann. 
Ich beobachte, dass Menschen, die 
unabhängig in Initiativen arbeiten, in 
ihren Handlungsspielräumen viel un‑
abhängiger, mutiger, selbstbewusster 
agieren als in geförderten Strukturen, 
in denen sie gebremst werden. Das 
können auch die Kolleg*innen sein, die 
sagen: „Das können wir nicht leisten.“

MBR: Da kommst du zu einem 
spannenden Punkt. Für uns ist 
wichtig zu betonen, dass wir zivil-
gesellschaftliche Akteur*innen 
beraten. Wenn wir jetzt mit einer 
rassismuskritischen Brille auf 
unseren Zivilgesellschaftsbegriff 
gucken, dann fällt auf, dass unser 
Zivilgesellschaftsbegriff mög-

ALI ŞIRIN
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AS: Ich würde empfehlen, dass die 
MBR sich direkt oder explizit an diese 
Strukturen, also an die sogenann‑
ten MSOen oder an die Aktivisten 
wendet und ihre Hilfe anbietet oder 
sie einfach mal zu einem Gespräch 
einlädt. Ein ehrliches Gespräch führen 
und dann schauen, was möglich ist 
im Rahmen einer Zusammenarbeit. 
Ihr solltet nicht erwarten, dass die 
Akteur*innen auf euch zukommen, 
sondern ihr müsst auf sie zugehen. 
Nehmt an deren Veranstaltungen teil, 
macht euch bemerkbar und tauscht 
euch aus. Und dann kann man schau‑
en, was sich ergibt. Ich denke, wenn 
die MBR sich noch öfter als bisher an 
diese Akteur*innen wendet, dann wird 
sich eine Kooperation entwickeln.
Vielleicht noch ein konkretes Beispiel: 
In Dortmund hat die Demonstration 
zum Gedenken an Mouhamed Dramé 
stattgefunden. Offiziell ist dies immer 
noch kein rassistischer Fall, aus 
Perspektive der Aktivist*innen, der 
Organisator*innen ist er es sehr wohl. 
Das passiert häufig: Betroffenen, de‑
ren Fälle nicht offiziell als rassistisch 
eingestuft sind, haben es schwierig, 
sich Gehör zu verschaffen. Diese 
Betroffenen werden dann oft alleinge‑
lassen. Hier könnte sich die MBR auch 
direkt an diese Aktivist*innen wenden. 
Es geht darum, Menschen ernst zu 
nehmen, die von Rassismuserfah‑
rungen sprechen, auch wenn es von 
offizieller Seite nicht als Rassismus 
eingestuft ist.
Ihr könnt beispielsweise bei Veranstal‑
tungen, Seminaren und Workshops, 
die ihr organisiert, den Aktivist*innen 
aus den Initiativen, die es schwierig 
haben, eine Plattform geben, um ihre 
Initiative und ihre Arbeit vorstellen zu 
können. Auch wenn dies den politi‑
schen Verantwortlichen nicht gefallen 
sollte!

MBR: Danke, Ali, für das spannen-
de Gespräch und die zahlreichen 
Impulse.

fragen: Wer vergibt das Budget? Wer 
entscheidet, wer wen einstellen kann? 
Vielleicht haben die Mobilen Bera-
tungen irgendwann diversere Teams, 
aber wer sind die führenden Köpfe, 
die entscheiden, worüber diskutiert 
wird und wie das Geld verteilt wird. Ich 
weiß nicht, wie viele Mobile Bera-
tungen es insgesamt in Deutschland 
gibt, wer die Träger sind und ob unter 
diesen Trägern eine sogenannte MSO 
ist, das muss man sich an der Stelle 
ganz selbstkritisch fragen.

MBR: Also würdest du sagen, man 
kann das Angebot auch zugängli-
cher machen, indem man nicht nur 
Diversität und Zusammensetzung 
von Teams verändert, sondern 
man könnte von Grund auf die 
Träger‑ und Finanzierungstruktur 
verändern.

AS: Wir können in der sozialen Arbeit 
allgemein sehen, dass die etablierten 
Organisationen irgendwann ein Le‑
gitimationsproblem haben, wenn sie 
Kinder und Jugendliche mit Migrati‑
onshintergrund nicht mehr erreichen. 
MSO gründen sich ja, weil sie diese 
Zielgruppe erreichen. Und deswegen 
gründen BiPoCs deutschlandweit ihre 
eigenen Vereine, weil sie mit ihrer 
Expertise nicht ernst genommen wur‑
den oder weil sie nicht ausreichend 
Handlungsspielräume hatten.
Was wichtig ist und immer wieder 
vergessen wird: Wenn wir über Rassis‑
mus sprechen, müssen wir auch im‑
mer über Machtstrukturen sprechen. 
Es wird nicht allen gefallen, wenn 
auch MSO Mitspracherecht haben. Das 
ist so ein Punkt, über den wir wirklich 
ehrlich miteinander sprechen müssen.

MBR: Kommen wir nochmal auf 
unsere aktuelle Situation zurück. 
Welche Rolle kann MBR in einem 
gemeinsamen Kampf gegen Rassis-
mus mit postmigrantischer Zivilge-
sellschaft aus deiner Perspektive 
einnehmen und wie kann sie Men-
schen dabei unterstützen, aktiv 
gegen Rassismus zu werden, auch 
wenn sie davon betroffen sind?  

Betroffenen auch wirklich zu Wort 
kommen. Dass ihnen die Möglichkeit 
gegeben wird, für sich zu sprechen, 
sei es auf Gedenkveranstaltungen, bei 
Lesungen oder auch bei Podiumsdis‑
kussionen, wo wir die Betroffenen ein‑
laden und mit ihnen über Rassismus 
und andere Themen diskutieren.

MBR: Du hast das gerade schon ein 
bisschen angeschnitten: Menschen, 
die Rassismuserfahrungen ma-
chen, sind natürlich auch Teil unse-
rer Beratungsnehmenden, aber 
eben nicht in der gleichen Zahl wie 
Menschen, die keine Rassismus-
erfahrungen machen. Menschen, 
die Rassismuserfahrungen ma-
chen, sind aber auch hauptsächlich 
betroffen von rechter Gewalt. Von 
einem Kollegen wurde die Beobach-
tung geäußert, dass migrantische 
Akteur*innen schon viel länger in 
NRW aktiv und gut vernetzt sind 
als Mobile Beratungsteams. Durch 
diese lange Organisierungsge-
schichte von migrantischen Selbst-
organisationen (MSO) in NRW gibt 
es also die Vermutung, dass unser 
Angebot vielleicht gar nicht das 
Angebot ist, das die Bedarfe (post‑)
migrantischer Zivilgesellschaft er-
füllen kann. Was meinst du dazu?

AS: Eine komplizierte Frage. Es stellt 
sich ja immer die Frage, warum gibt 
es MSO? Ein Grund ist, dass bei den 
etablierten Organisationen die BIPocs 
keine Vertretung ihrer Interessen 
wahrnehmen. Dass sie sich nicht wie‑
derfinden mit ihren Interessen oder 
dass sie das Gefühl haben, mit ihrem 
Wissen nicht ernst genommen zu 
werden. Wir sprechen auch immer von 
migrantischem Wissen. Beispielsweise 
im NSU‑Komplex betonten die Betrof‑
fenen immer wieder: „Das können 
doch Rechte gewesen sein.“ – Und sie 
wurden nicht ernst genommen. Hier 
stellt sich jetzt die Frage: Wenn man 
will, dass Migrant*innen sich bewer‑
ben, warum gibt man so eine Bera‑
tung nicht einer MSO? Wo sie selbst 
entscheiden können, wer eingestellt 
wird. Da geht es auch um die Macht‑
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Özge Erdoğan (ÖE), Geschäftsführerin des Bundes der Alevitischen Jugendlichen 
in Deutschland e. V. (BDAJ)
Marat Trusov ist Fachreferent der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus 
NRW, Julia Klatt ist Mobile Beraterin im Regierungsbezirk Köln und Leroy Böthel 
ist Mobiler Berater im Regierungsbezirk Arnsberg

Es braucht Zusammenarbeit auf Augenhöhe. 
Interview mit Özge Erdoğan.

Interview: Marat Trusov,  Julia Klatt  und Leroy Böthel

http://bit.ly/mbrnrw15

Berlin, 2. Juli 2023: Gedenkdemo für die Opfer des Sivas-Massakers

http://bit.ly/mbrnrw15
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space sind für alevitische Kinder und 
Jugendliche. Deswegen passen wir 
uns den Bedarfen an und alle haben 
auch die Möglichkeit, mitzugestalten 
und eigene Räume zu schaffen, neue 
Räume zu schaffen innerhalb des 
Verbandes. Ich bin als Geschäftsfüh‑
rerin für den Vorstand unterwegs und 
versuche das mitzugestalten.

MBR: Welche Rolle spielt innerhalb 
Ihres Verbandes das Thema türki-
sche extreme Rechte?

ÖE: Das Thema spielt eine sehr 
wichtige Rolle. Denn wir sind uns als 
Alevit*innen schon sehr früh bewusst, 
was für eine konkrete Gefahr von 
türkischen Rechtsextremist*innen 
ausgeht. Wir haben es immer wieder 
in Beschlüssen aufgegriffen oder auch 
in unserem Grundsatzprogramm. Und 
wir machen zu dem Thema Inputs 
und Workshops für unsere Mitglie‑
der. Zunehmend bieten wir das auch 
für andere Organisationen an, die 
uns dazu anfragen. Das passiert seit 
zwei Jahren immer häufiger, weil sich 
endlich auch andere Personen und 
Strukturen dem Thema annehmen. 
Da versuchen wir auch zu beraten, 
soweit es geht, denn wir sind immer 
noch ein Kinder‑ und Jugendverband 
und das ist unsere Hauptaufgabe und 
auch unser Hauptanliegen. Wir sind 
uns bewusst, dass wir auch eine Rolle 
beim Thema türkische Rechte spielen, 
Dinge aufzuzeigen und auch dagegen 
vorgehen müssen – insbesondere, 
weil wir betroffen sind. Und das nicht 
nur in der Türkei, sondern auch in 
Deutschland. Auch hier haben ein‑
zelne Gemeinden sehr krasse Erfah‑
rungen gemacht, weil sie angegriffen 
worden sind. In den letzten Jahren 
wurde in verschiedene Gemeindehäu‑
ser eingebrochen, es gab Vandalismus 
und unterschiedliche Formen von 
Attacken. Letzten Dezember um die 
Weihnachtszeit wurde in Duisburg die 
Tür der Gemeinde mit einem roten X 
markiert. Das hat uns an das Pogrom 

Die Mobile Beratung NRW berät seit 
jeher auch in der Auseinandersetzung 
mit extrem rechten Strukturen und 
Einstellungen innerhalb (post)mig‑
rantischer Communities. In NRW stel‑
len unter anderem die Grauen Wölfe 
und ultranationalistische Einstellun‑
gen bei türkeistämmigen Bürger*in‑
nen eine wahrnehmbare Heraus‑
forderung dar. Das Bedrohungs‑ und 
Gewaltpotential des Spektrums wurde 
immer wieder deutlich: So beteiligten 
sich türkische extreme Rechte an den 
antisemitischen Ausschreitungen 
im Mai 2021, die im Angriff auf die 
Synagoge in Gelsenkirchen gipfelten. 
Auch der Mord an dem Kurden Ibrahim 
Demir im Dortmunder Unionsviertel 
wurde im Mai 2020 mutmaßlich durch 
einen Grauen Wolf begangen. Immer 
häufiger wurden in den vergangenen 
Jahren auch Aktivitäten im Amateur‑
fußball, Einflüsse auf (Moscheen‑)
Vereine oder Verbindungen zu demo‑
kratischen Parteien öffentlich thema‑
tisiert. 
Es steht für uns fest, dass sich Mobile 
Beratung ihrem Selbstverständnis 
nach mit diesen Manifestationen 
beschäftigen muss. Denn zum einen 
steckt grade bei den Grauen Wölfen 
ein von Rassismus und Antisemitis‑
mus durchsetzter Nationalismus klar 
den Rahmen ab. Religiöse Kategorien 
spielen auch in der Feindmarkierung 
eine gewichtige Rolle, die Frage, wer 
zum „Volk“ gehört, wird allerdings 
durch völkische Ideologie beantwor‑
tet. Fernab theoretischer Herleitun‑
gen sind es aber auch die Stimmen 
von Betroffenen, die für eine zivilge‑
sellschaftliche Beratungsstelle hand‑
lungsleitend sein sollten: Kurd*innen, 
Alevit*innen, Jüd*innen, Ezed*innen 
oder Pontosgriech*innen warnen 
seit Jahren vor den Gefahren, die von 
türkischen Rechten und ihrem Einfluss 
in staatlichen und staatsnahen türki‑
schen Institutionen ausgehen.
Obwohl die Mobile Beratung also an‑
sprechbar ist, wurde dieses Angebot 
in den letzten 15 Jahren verhältnis‑
mäßig selten in Anspruch genommen. 
Die Fragen nach den Ursachen dafür 
beschäftigen die Beratungsteams 
schon seit vielen Jahren: Wo liegen 

Wissenslücken? Wie gehen wir mit 
fehlenden Sprachkenntnissen um? 
Welche Rolle spielt eine größtenteils 
fehlende Diversität in den Teams? 
Welche Zugänge in die Zivilgesell‑
schaft braucht es, um als Angebot 
sichtbarer zu sein?
Wir haben deshalb mit Özge Erdoğan 
(ÖE), Geschäftsführerin des Bundes 
der Alevitischen Jugendlichen in 
Deutschland e. V. (BDAJ), ein Gespräch 
geführt über ihre Arbeit, die Heraus‑
forderungen durch türkische Rechte 
für die alevitische Community sowie 
Wünsche und Bedarfe gegenüber 
zivilgesellschaftlichen Beratungs‑
strukturen.

MBR: Können Sie uns ein wenig 
über den Bund der Alevitischen 
Jugendlichen erzählen? Was für 
Projekte dort aktuell laufen und 
was Ihre Aufgabe dort ist?

ÖE: Der Bund der Alevitischen 
Jugendlichen ist ein alevitischer Kin‑
der‑ und Jugendverband. Wir machen 
Freizeitmaßnahmen, Bildungsange‑
bote und vertreten die Interessen in 
der Politik. Wir haben fünf Landesver‑
bände, die vor allem die Ortsgruppen 
betreuen und auch weitere Angebote 
schaffen. Auf der Bundesebene haben 
wir aktuell zwei finanzierte Projekte: 
eines für den internationalen Aus‑
tausch und ein weiteres, um die Unter‑
gliederungen vor Ort zu unterstützen. 
Das machen wir auf Bundesebene und 
darüber hinaus gibt es natürlich viele 
Themen, mit denen sich der Bundes‑
vorstand und auch die Mitglieder be‑
schäftigen. Hauptthema seit letztem 
Jahr ist das alevitische Empowerment. 
Wir fokussieren uns darauf, was die 
alevitische Identität ausmacht, wie wir 
uns selbst definieren, aber auch, was 
antialevitischer Rassismus ist. Alles 
mit dem Ziel, empowert in die Gesell‑
schaft zu gehen und für uns einzuste‑
hen. Dabei spielt auch immer wieder 
die alevitische Lehre eine große Rolle. 
Wir decken also alles Mögliche ab, 
von klassischer Verbandsarbeit über 
operativer Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen bis hin zu Empower‑
ment‑Arbeit, weil wir der einzige safer Bi
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in Maraş erinnert, weil das genau dort 
auch passiert ist. Damals kam es von 
türkischen Rechten – und heute auch. 
Das ist eine Androhung, weil in Maraş 
die Menschen massakriert worden 
sind, Frauen und Kinder wurden 
vergewaltigt. Damit sollte in Duisburg 
gezeigt werden: Wir wissen ganz 
genau, dass ihr hier seid, wiegt euch 
nicht zu sehr in Sicherheit. Und sowas 
passiert immer wieder. 

MBR: Ein weiteres Pogrom gegen 
Alevit*innen, nämlich das vom 
2. Juli 1993 in Sivas, hat sich vor 
kurzem zum dreißigsten Mal ge-
jährt. Rezeptionen in den breiten 
Teilen der Zivilgesellschaft waren 
kaum wahrnehmbar. Wie neh-
men Sie das als BDAJ wahr, diese 
mangelnde zivilgesellschaftliche 
Aufarbeitung und Sensibilität? 
Und welche Rolle spielen solche 
Ereignisse wie Pogrome oder An-
feindungen dann für die alevitische 
Community?

ÖE: Es ist auf jeden Fall sehr ent‑
täuschend, weil wir uns bemühen, 
Sichtbarkeit zu erlangen. Wir haben 
gerade in diesem Jahr auch versucht, 
die Presse stärker zu involvieren. Es 
kam nicht eine einzige Rückmeldung 
und von der Presse war auch quasi 
niemand bei der Gedenkdemonstra‑
tion, die zentral in Berlin stattgefun‑
den hat. Man hat gar nichts darüber 
gelesen außer in sehr sehr wenigen 
türkischsprachigen Medien. Das war 
sehr enttäuschend, weil immer gesagt 
wird, dass wir eine sehr solidarische 
und plurale Gesellschaft seien. Das 
kann aber nicht aufhören, wenn es 
um das Leid der anderen geht. Gerade 
dann muss man beisammenstehen 
und Solidarität zeigen. Das haben wir 
leider nur von Einzelpersonen aus der 
Zivilgesellschaft und der Politik erfah‑
ren. Und das war viel zu wenig. Das 
war sehr enttäuschend und vor allem 
bitter für junge Menschen, die ihre 
Identität suchen und dann sehen, dass 
diese Identität gar nicht wahrgenom‑
men und vielleicht deshalb gar nicht 
ernst genommen wird. Das ist etwas, 
was wir sehr oft erleben: dass wenn 
wir Belange haben, Anliegen haben, 
uns über etwas beschweren wollen, 
dass wir nicht gesehen werden. Dann 
wird das eher kleingeredet und herun‑
tergespielt und das ist natürlich eine 
Gefahr. Denn wir sind Teil dieser Ge‑
sellschaft – als solcher verstehen wir 
uns, aber es ist halt schwierig, wenn 
man nicht ernst genommen wird. 
Und ich glaube, ein Problem dabei ist 
auch – und das hat ein ehemaliger 
Bundespräsident gesagt – dass die 

Dezember 2022: Rotes Kreuz an der Tür der alevitischen Ge-
meinde in Duisburg-Rheinhausen, eine Anspielung auf das 
Massaker in Maraş im Dezember 1978
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diskutieren und dann kommt man zu 
einem Schluss, der auch demokratisch 
ist und sich gegen diese antidemokra‑
tischen Tendenzen stellt. Und nicht 
gegen einzelne Menschen, indem man 
sie in eine Schublade steckt, sondern 
wirklich mit Blick auf die Strukturen 
und die Ideologien, die dahinterstec‑
ken. Das Problem dabei ist aber auch, 
dass es nicht hinreichend Beweise 
oder eine starke Faktenlage gibt. Au‑
ßer bei ein paar wenigen Organisatio‑
nen, bei denen es sehr klar ist und die 
der Verfassungsschutz auch im Visier 
hat. Die Ideologien verbreiten sich 
natürlich auch darüber hinaus. Aber 
es wäre ein Schritt, die Organisierung 
zu unterbinden. Denn die fördern das 
Ganze ja und das führt dazu, dass die 
sich breit machen können.

MBR: In den letzten 15 Jahren 
haben wir als Mobile Beratung ge-
merkt, dass der Themenkomplex 
„extreme Rechte“ nicht so einfach 
gestrickt ist, wie man von außen 
denken könnte. Sondern es plop-
pen immer wieder neue Gruppie-
rungen auf, das Feld differenziert 
sich fachlich und thematisch aus. 
Nun sind die Grauen Wölfe kein 
neues Phänomen, sondern man 
kann in Deutschland ein jahrzehn-
telanges Wirken nachzeichnen. 

limischen Rassismus und sehr sehr 
viele Menschen sind betroffen davon. 
Wir als Alevit*innen sind auch von 
antimuslimischem Rassismus betrof‑
fen, weil wir so gelesen werden. Und 
die Schwierigkeit ist dann natürlich, 
dass man nicht die Menschen ver‑
urteilt, sondern – das ist das, was 
wir machen – die Strukturen. Die 
sind nämlich extrem gefährlich und 
wenn die sich organisieren können in 
Deutschland, dann ist das eine Gefahr. 
Da muss in größerem Umfang gegen 
vorgegangen werden. Natürlich 
kommt dann auch schnell der Vorwurf 
des Rassismus, das haben wir auch 
gemerkt. Wir bekommen dann nicht 
den Vorwurf „Rassismus“, sondern 
den Vorwurf „antimuslimischer 
Rassismus“. Zudem wird uns vorge‑
worfen, dass wir uns gegen solche 
Organisationen verschwören würden 
als Alevit*innen, weil wir keine ande‑
ren Hobbies haben. Aber das Wich‑
tigste in der Auseinandersetzung ist 
tatsächlich, dass man darüber spricht 
und dass man keine Angst davor hat, 
dass man abgestempelt wird. Denn 
diese Akteur*innen verstehen sich gut 
darauf, das zu nutzen und das direkt in 
eine vermeintlich rassistische Ecke zu 
schieben. Aber wenn sich alle darüber 
einig sind, dass man auch mal disku‑
tiert, dann kann man das offenlegen, 

Alevit*innen gut integriert seien, nicht 
auffallen, keine Probleme machen. 
Das heißt: Wir sind übersehbar. Wir 
machen keine Probleme, über uns 
muss man nicht sprechen. Ich sage: 
Das Gegenteil ist nötig, weil wir auch 
Probleme haben, die die gesamte Ge‑
sellschaft betreffen. Von den Grauen 
Wölfen sind nicht nur wir betroffen, 
sondern auch andere Minderheiten, 
wie die Ezid*innen, Kurd*innen, 
Armenier*innen, Assyrer*innen und 
weitere. Das hat eine Auswirkung auf 
unser gesamtes Zusammenleben in 
Deutschland.

MBR: Es ist sicherlich eine Heraus-
forderung der Postmigrations-
gesellschaft mit extrem rechten 
Einstellungen, Rassismus oder 
Antisemitismus in den Communi-
ties umzugehen. Vielen Akteur*in-
nen fällt es schwer, das direkt zu 
adressieren, weil man nicht die 
rassistischen Diskurse beflammen 
und Menschen vorverurteilen 
möchte. Zugleich muss man diese 
menschenfeindlichen Einstellun-
gen und Tendenzen auch innerhalb 
der postmigrantischen Commu-
nities ansprechen und themati-
sieren können. Der BDAJ hat sich 
diesem Komplex letztes Jahr in 
zwei lesenswerten Textsammlun-
gen angenähert.1 Haben Sie eine 
Empfehlung, wie eine progressive 
Kritik an völkischem Nationalismus 
und Islamismus in den Communi-
ties gelingen kann?

ÖE: Ein Ziel muss sein, dass man rech‑
ten Akteur*innen keinen Raum gibt 
und verhindert, dass sie die Diskurse 
mitbeeinflussen oder übernehmen. 
Das heißt, man muss das Thema 
ansprechen, damit nicht beispielswei‑
se die AfD sich dem Thema annimmt 
und sich rassistische Diskurse entfal‑
ten. Deswegen müssen das gerade 
diejenigen machen, die sich kritisch 
und reflektiert damit auseinanderset‑
zen. Denn eins ist uns allen bewusst: 
Es gibt Rassismus, es gibt antimus‑

1 � https://bdaj.de/wp-content/uploads/AMR_Broschuere_Band_1.pdf & https://bdaj.de/wp-content/uploads/AMR_Broschuere_Band_2.pdf.
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dem schon sprechen kann, dann ist 
die Hürde auch geringer, sich da mal 
zu melden, wenn was ist. Außerdem 
hilft es, wenn die Beratenden sagen 
können: „Wir haben uns darüber 
informiert, wir sind geschult.“ – Und 
wenn das auch nach außen sichtbar 
ist. So weiß man schonmal, dass man 
ernst genommen wird und dass da 
ein Umgang gut mit stattfinden kann. 
Denn in den letzten Jahren wurde 
sehr stark auf die Täterideologien 
geschaut. Die Auseinandersetzung da‑
mit ist sehr wichtig, aber das ist nicht 
das Wichtigste. Das Wichtigste ist, 
dass die Betroffenen, also diejenigen, 
die Unterstützung erfahren sollen, 
wissen, dass ihre Perspektiven be‑
kannt sind. Ja, dass ihre Perspektiven 
ernst genommen und gehört werden. 

MBR: Was braucht eine postmig-
rantische und selbstorganisierte 
Zivilgesellschaft von Strukturen 
wie der Mobilen Beratung?

ÖE: Sie braucht weiterhin viel Unter‑
stützung und Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe, die enorm wertvoll ist, 
die auch Vertrauen schafft. Weiterhin 
Informationsmaterialien – nicht nur 
für die betroffenen Communities, 
sondern ja auch darüber hinaus. 
Denn ein großes Problem ist, dass 
das innerhalb der Communities und 
der wenigen Fachinstitutionen bleibt 
und dass das gar nicht in die breite 
Zivilgesellschaft kommt. Das ist ein 
Thema von wenigen. Und das muss 
auch gebrochen werden und hier 
können Beratungsstellen mit ihren 
Kontakten und den Möglichkeiten, 
z. B. an andere Stellen oder Kommu‑
nen heranzutreten, einen Beitrag 
leisten. Letztlich muss auch in den 
Beratungsstrukturen die Betroffenen‑
perspektive sichtbar sein und ernst 
genommen werden. Das wird häufig 
stark unterschätzt. Und in den letzten 
Jahren, wo ich diese Diskussionen 
geführt habe, war es das Letzte, was 
genannt wurde. Da rückt aber gerade 
der Fokus drauf und da sehe ich eine 
positive Entwicklung, die ich sehr sehr 
wichtig finde und an der wir uns auch 
gerne beteiligen.

Trotzdem hat es bei uns bis ins Jahr 
2017 gedauert, bis wir uns dem 
Thema stärker angenommen haben. 
Klar wurde seitdem aber auch: Ob-
wohl wir wahrgenommen haben, 
dass es eine Menge an potenziellen 
Beratungsfällen geben könnte und 
die Bedarfe in der Fläche da sind, 
hat sich das in unserem Fallauf-
kommen, in unserer praktischen 
Arbeit nicht so niedergeschlagen. 
Die Menschen haben sich nur in 
wenigen Fällen an uns gewandt. 
Was glauben Sie, warum das so 
passiert?

ÖE: Es ist wichtig zu sehen: Wer ist 
die potenzielle Zielgruppe? Wer 
könnte genau zu diesem Thema zu 
uns kommen? Ich glaube, bei indi‑
viduell Betroffenen ist es so, dass 
die Hürde einfach sehr groß ist. Also 
dass man gar nicht weiß, dass man 
sich an jemanden wenden kann. 
Man verfällt nicht direkt in Recher‑
chearbeit, sondern das ist, womit 
die meisten rassifizierten Personen 
aufwachsen, nämlich dass sie immer 
wieder Diskriminierung erleben und 
die häufig nicht ernst genommen 
wird. Dadurch entsteht eine Angst, 
sich irgendwo hinzuwenden. Über das 
Ernstgenommen-Werden hinaus gibt 
es auch die Hürde, sich selbst damit 
weiter beschäftigen zu müssen. Das 
wird lieber weiter weggedrängt. Und 
das ist grundsätzlich beim türkischen 
Rechtsextremismus noch viel schlim‑
mer. Weil man ja ganz genau weiß, 
wie sehr das verharmlost wird in der 
Gesellschaft und dann eine enorme 
Angst entsteht, dass das selbst von 
einer Beratungsstelle nicht ernst 

genommen wird. Nicht alle Bera‑
tungsstellen haben flächendeckend 
Ahnung von dem Thema. Das heißt, 
wenn ich mit meinem Problem dahin 
gehe und der Beratungsstelle erst‑
mal erklären muss, was das Problem 
daran ist, leiste ich einen Kraftakt, der 
nicht immer gemacht wird. Das sind 
alles sehr individuelle Gründe, aber 
ich glaube, die sind auch ausschlag‑
gebend. Strukturell liegt es auch an 
den Zugängen der Beratungsstruk‑
turen, dass die nicht einfach so nah 
dran sind an den Lebensrealitäten der 
Leute und dass das deswegen kaum 
wahrgenommen wird. Und außerdem 
bekommt man mit, dass viele Vorfäl
le ohne Konsequenzen bleiben, und 
dann will man sich die Mühe auch 
gar nicht machen. Also die Hürden 
sind wirklich sehr sehr hoch. Schon 
bei rassistischen Vorfällen, aber bei 
rassistischen Vorfällen innerhalb der 
migrantischen Communities ist es 
noch immens höher. 

MBR: Wie kann man diese Hürden 
überbrücken? Wie können wir da-
hin kommen, dass Menschen infor-
miert sind über die Möglichkeiten, 
beraten zu werden, und was muss 
geschehen, damit diese Beratung 
auch in Anspruch genommen wird? 

ÖE: Weiterhin Informationen vertei‑
len, Materialien erstellen, die dann 
auf lange Sicht doch gefunden und 
gesehen werden. Außerdem mit den 
Communities zusammenarbeiten. Das 
bringt natürlich am meisten was, weil 
man den direkten Kontakt hat. Und 
wenn man direkt einen Menschen vor 
sich hat, den man schon sieht und mit 

„Das Wichtigste ist, dass die Betrof-
fenen, also diejenigen, die Unterstüt-

zung erfahren sollen, wissen, dass 
ihre Perspektiven bekannt sind. Ja, 

dass ihre Perspektiven ernst genom-
men und gehört werden.“

ÖZGE ERDOĞAN
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Im Dezember 2021 eröffnete die 
Neonazi-Partei Der III. Weg seinen 
„Leuchtturm“ in Hilchenbach. Uns 
war schnell klar, dass Wegschauen 
und die Faschisten machen lassen 
keine Optionen sind. Aber wie? Wie 
kann man sich als Bündnis organisie-
ren? Wie kann man Veranstaltungen 
durchführen und die Teilnehmenden 
vor Anfeindungen schützen?
Als neugegründete Bürgerinitiative 
war vieles für uns Neuland…
Zum Glück stand uns die Mobile Bera-
tung mit Rat und Tat zur Seite - ganz 
praktisch bei den Planungen einer 
Demo oder auch als Moderation bei 
internen Treffen zur Organisation 
und Struktur des Bündnisses.
Ganz lieben Dank an Euch!

„Die Landeskoordinierungsstelle 
gegen Rechtsextremismus und Ras-
sismus NRW (LKS) arbeitet seit 15 
Jahren auf unterschiedlichen Feldern 
sehr vertrauensvoll mit der Mobilen 
Beratung NRW zusammen. Neben 
einem hochwertigen Beratungsan-
gebot in den Themenfeldern Rechts-
extremismus, Rassismus und Anti-
semitismus schätzen wir die Mobile 
Beratung insbesondere auch für ihre 
Fachexpertise, die sie in das Landes-
netzwerk gegen Rechtsextremismus 
einbringt.“ 
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MBR im Regierungsbezirk Detmold

Wichtigstes Ziel für uns als Mobile Beratung gegen Rechts‑
extremismus in Ostwestfalen Lippe ist es, auch in den kom‑
menden 15 Jahren ansprechbar für die engagierte (postmi‑
grantische) Zivilgesellschaft gegen Rechts in der Region zu 
sein und unseren Draht zu den „Menschen vor Ort“ weiter zu 
intensivieren. Dieses doch recht einfach gehaltene Ziel bein‑
haltet jedoch einige strukturelle Aspekte, die sichergestellt 
werden müssen: Wir wünschen uns finanzielle und planeri‑
sche Sicherheit, was zwangsläufig eine Verstetigung unserer 
Beratungsstelle bedeutet. Gleichzeitig müsste unsere Bera‑
tungsstelle mit einem größeren Etat ausgestattet werden, 
um weitere Mitarbeiter*innen anzustellen, ein Regionalbüro 
am anderen Zipfel der Region zu eröffnen und einen Dienst‑
wagen zur Verfügung zu haben, der uns erlaubt, möglichst 
flexibel und mobil in Ostwestfalen Lippe unterwegs zu sein.

MBR im Regierungsbezirk Düsseldorf

Für die Mobile Beratung in NRW in 15 Jahren wünschen wir 
uns als Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im Re‑
gierungsbezirk Düsseldorf, dass wir weiterhin zuverlässig 
die demokratische Zivilgesellschaft darin unterstützen, den 
Aufwind für rechte Akteur*innen und Parteien zu verhindern. 
Dafür wünschen wir uns verstetigte Stellen, um langfristig 
planen zu können, Wissen zu halten und die Unsicherheit 
über das Fortbestehen der Arbeitsplätze von den Schultern 
der Berater*innen nehmen zu können.

Was wir uns für die nächsten 15 Jahre 
Mobile Beratung gegen  
Rechtsextremismus wünschen
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MBR im Regierungsbezirk Köln

Der Blick nach vorne bedeutet für das Team der Mobilen Be‑
ratung im Regierungsbezirk Köln den Wunsch danach, wei‑
terhin mit zivilgesellschaftlichen Akteur*innen für demokra‑
tische Werte zu kämpfen und sie bei der Arbeit gegen Rechts 
und auch gegen Rassismus und Diskriminierung weiter zu 
unterstützen. Für den Blick nach innen wünschen wir uns 
die Fähigkeit zur Selbstreflexion, die Auseinandersetzung 
mit eigenen Privilegien und Betroffenheiten und einen kons‑
truktiven Umgang mit Konfliktsituationen. Um all das auch 
gut zu schaffen, wünschen wir uns von politischer Seite die 
Verstetigung der Mobilen Beratung und Entkopplung von 
Projektmitteln sowie einen starken personellen Aufbau – in 
15 Jahren kann ja viel passieren.

MBR im Regierungsbezirk Münster

Wir wünschen uns für die kommenden 15 Jahre, dass wir wei‑
terhin Ansprechpartnerin für die kritische Zivilgesellschaft 
in den Dörfern, Städten, Kreisen und Kommunen im Müns‑
terland und im nördlichen Ruhrgebiet sein können. So wol‑
len wir all diejenigen stärken, die klar und deutlich Position 
für eine offene Gesellschaft beziehen und sich so der (dro‑
henden) Dominanz extrem rechter Akteur*innen und ihren 
Weltbildern aktiv entgegenstellen. Wir wünschen uns, dass 
wir diese Arbeit weiterhin gemeinsam mit den Kolleg*innen 
der anderen zivilgesellschaftlichen Beratungsstellen im 
Themenfeld Rechtsextremismus leisten können, aus deren 
kollegialer und fachlicher Haltung wir unsererseits viel Kraft 
und Motivation ziehen.

MBR im Regierungsbezirk Arnsberg

Für die kommenden 15 Jahre der Mobilen Beratung in NRW 
wünschen wir uns, dass wir uns eine kritische Haltung be‑
wahren zu Dingen, die um uns herum passieren, aber auch 
zu denen, die unser professionelles Selbstverständnis und 
Miteinander betreffen. So wichtig die Förderung durch Bund 
und Land für unsere Existenz ist, so klar muss auch weiterhin 
unsere zivilgesellschaftliche Verortung erkennbar sein. Zu‑
gleich ist es uns wichtig, dass wir als Struktur, die vielleicht 
auch zukünftig noch wachsen wird in ihrer Heterogenität, 
weiterhin so kollegial, solidarisch und freundschaftlich zu‑
sammenarbeiten.
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SEIT 15 JAHREN UNTERWEGS

Die Mobile Beratung ist seit 2008 in NRW aktiv und unter-
stützt Menschen, die sich gegen Rechtsextremismus und 
menschenverachtende Einstellungen engagieren wollen. 
Ziel ist die Stärkung demokratischer Zivilgesellschaft und 
Engagierter vor Ort, beispielsweise in Vereinen, Initiativen 
oder Verwaltungen und Organisationen.
In der Broschüre “Seit 15 Jahren unterwegs” gibt die Mobi-
le Beratung Einblicke in ihre Arbeit und wirft einen Blick auf 
Entwicklungen in der Beratungslandschaft. In unterschied-
lichen Formaten werden Impulse zu gegenwärtigen Heraus-
forderungen der Arbeit gegen extrem rechte Einstellungen 
und Gruppierungen gegeben. Gleichzeitig wird versucht 
Leerstellen in der Beratungslandschaft zu identifizieren, 
um auch in Zukunft Angebote schaffen zu können, die den 
Bedarfen einer Gesellschaft in all ihrer Gemeinsamkeit und 
Differenz entgegenkommt. Zu Wort kommen dabei auch 
zahlreiche, mitunter langjährige Wegbegleiter*innen und 
kritisch-solidarisch Verbündete.
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